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1. PLANUNGSANLASS 

Für den Änderungsbereich der Änderung des Flächennutzungsplans der Stadt 
Werneuchen wurde der Bebauungsplan „Flugplatz Werneuchen Ost“ aufgestellt. 
Vorgesehen ist die Ausweisung eines sonstigen Sondergebietes „Photovoltaik“. 

Die Stadt Werneuchen verfügt über einen wirksamen Flächennutzungsplan aus dem 
Jahr 2018. Dieser stellt den Planungsraum hauptsächlich als „Flächen mit besonderer 
Eignung für Naturschutz und Landschaftspflege, die keiner Bodennutzung unterliegen“ 
und „Umgrenzung der Flächen für den Luftverkehr“ mit der Zweckbestimmung 
„Sonderlandeplatz“ dar.  

Eine Entwicklung in ein sonstiges Sondergebiet lässt sich somit nicht umsetzen. 
Insofern soll der Flächennutzungsplan der Stadt Werneuchen gemäß § 8 Abs. 3 BauGB 
im Parallelverfahren geändert werden.  

Höchstrangiges öffentliches Interesse an Erneuerbare Energien und Klimaschutz im Sinne 
des § 2 EEG 2023 als Planungsanlass 

Die durch die Stadt und Investor formulierten Planungsziele haben in zweierlei Hinsicht 
eine besondere Bedeutung im Sinne des Planerfordernisses gemäß § 1 Abs. 3 BauGB:  

Zum einen definiert der Bundesgesetzgeber in Satz 1 des § 2 EEG 2023 der Bestimmung 
das Interesse [...] als „Überragendes" und damit höchstrangiges öffentliches Interesse; 
zusätzlich wird das ebenfalls hochrangige Interesse der öffentlichen Sicherheit an 
dessen Seite gestellt.  

Zum anderen bestimmt Satz 2 der Norm, dass aktuell - da allgemeinkundig das Ziel 
einer nahezu treibhausgasneutralen Stromerzeugung im Bundesgebiet bei weitem 
noch nicht erreicht ist -die erneuerbaren Energien in Schutzgüterabwägungen Vorrang 
haben sollen (Soll-Bestimmung), weil die Definition der erneuerbaren Energien als „im 
überragenden öffentlichen Interesse und der öffentlichen Sicherheit dienend“ im Fall 
einer Abwägung dazu führen, dass das besonders hohe Gewicht der erneuerbaren 
Energien berücksichtigt werden muss (vgl. Gesetzentwurf der Bundesregierung „-
Entwurf eines Gesetzes zu Sofortmaßnahmen für einen beschleunigten Ausbau der 
erneuerbaren Energien und weiteren Maßnahmen im Stromsektor", BT-Drs. 20/1630, 
S.159). 

Es liegt auf der Hand, dass das gesetzgeberische Anliegen, „Sofortmaßnahmen" für 
einen „beschleunigten" Ausbau der erneuerbaren Energien nur dann greifen kann, 
wenn die Regelungen des § 2 EEG auch auf der kommunalen Planungsebene zum 
Tragen kommen.  
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Jede abweichende Auslegung würde nach Einschätzung der Stadt dem 
gesetzgeberischen Anliegen deutlich widersprechen.  

Folgerichtig sieht die Stadt Werneuchen das in Rede stehende Aufstellungsverfahren 
des Bebauungsplans als auf den weiteren Ausbau der Nutzung der erneuerbaren 
Energien gerichtete Maßnahme zum Schutz des Klimas, zu dem der Staat nach dem 
Klimaschutzgebot des Art. 20a GG verpflichtet ist (vergleiche hierzu: BverfG, Beschluss 
vom 23. März 2022 – 1 BVR 1187/17 -, NVwZ 2022, 861 -, zitiert nach juris Rn.104). 

 
2. Planungsbindungen 

2.1 Rechtsgrundlagen 

o Baugesetzbuch (BauGB) i. d. F. der Bekanntmachung vom 03. November 2017 
(BGBl. I. S 3634), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes 20. Dezember 
2023 (BGBl. 2023 I Nr. 394) 

o Baunutzungsverordnung (BauNVO) i. d. F. der Bekanntmachung vom 21. 
November 2017 (BGBl. I S.3786), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes 
vom 4. Januar 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 6) 

o Planzeichenverordnung (PlanZV 90) i. d. F. der Bekanntmachung vom 18. 
Dezember 1990 (BGBl. 1991 I S. 58), zuletzt geändert durch Artikel 3 des 
Gesetzes vom 14. Juni 2021 (BGBl. I S. 1802) 

o Brandenburgische Bauordnung (BbgBO) i. d. F. der Bekanntmachung vom 15. 
November 2018 (GVBl. I Nr. 39), zuletzt geändert durch Gesetz 28. September 
2023 (GVBl.I/23, [Nr. 18]) 

o Gesetz über Naturschutz und Landschaftspflege (Bundesnaturschutzgesetz - 
BNatSchG) vom 29. Juli 2009 (BGBl. l S. 2542), zuletzt geändert durch Artikel 3 
des Gesetzes vom 8. Dezember 2022 (BGBl. I S. 2240) 

o Brandenburgisches Ausführungsgesetz zum Bundesnaturschutzgesetz 
(Brandenburgisches Naturschutzausführungsgesetz – BbgNatSchAG) i. d. F. der 
Bekanntmachung vom 21. Januar 2013 (GVBl.I/13, [Nr. 3]), zuletzt geändert 
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 25. September 2020 (GVBl.I/20, [Nr.28]) 

o Hauptsatzung der Stadt Werneuchen in der aktuellen Fassung  
 

2.2 Änderungsbereich 
Der Änderungsbereich der Änderung des Flächennutzungsplanes ist in der 
Planzeichnung im Maßstab 1: 10.000 dargestellt und umfasst eine Gesamtfläche von 
40,4 ha. 
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2.3 Übergeordnete Planungen 

Der Gesamtraum der Bundesrepublik Deutschland und seiner Teilräume wird durch 
raumordnerische Zusammenarbeit und durch Abstimmung raumbedeutsamer 
Planungen und Maßnahmen entwickelt, geordnet und gesichert. 

Grundsätze und Ziele der Raumordnung sind der Bauleitplanung übergeordnet. Sie 
werden bindend in zusammenfassenden Plänen und Programmen der einzelnen 
Bundesländer festgesetzt. 

Folgenden Rechtsgrundlagen unterliegen die Planungen und Maßnahmen der Stadt 
Werneuchen: 

o Raumordnungsgesetz (ROG) vom 22. Dezember 2008 (BGBl. I S. 2986), zuletzt 
geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 22. März 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 88 

o Gesetz zu dem Staatsvertrag der Länder Berlin und Brandenburg über das 
Landesentwicklungsprogramm 2007 (LEPro 2007) und die Änderung des 
Landesplanungsvertrags vom 18. Dezember 2007 (GVBl. I S. 235) 

o Verordnung über den Landesentwicklungsplan Hauptstadtregion Berlin-
Brandenburg (LEP HR) vom 29. April 2019 (GVBI. II - 2019, Nr. 35), in Kraft 
getreten am 1. Juli 2019 

Aus ihnen werden die Grundsätze, Ziele und sonstige Erfordernisse der Raumordnung 
abgeleitet. 

Im Verlauf des Aufstellungsverfahrens ist die Vereinbarkeit mit den Zielen und 
Grundsätzen 

der Raumordnung zu prüfen. Rechtsgrundlage hierfür ist § 4 Abs. 1 ROG. 

Raumbedeutsame Planungen und Maßnahmen sind gemäß § 3 Nr. 6 ROG solche, durch 
die die räumliche Entwicklung oder Funktion eines Gebietes beeinflusst wird. Daraus 
resultierend sind der Umfang einer Freiflächen-Photovoltaikanlage, die 
Standortsbedingungen und die vorhersehbaren Auswirkungen auf die Funktion des 
Raumes entscheidend für eine gegebene Raumbedeutsamkeit. 

Die geltende Rechtsprechung sieht dies regelmäßig als gegeben, wenn durch die 
Auswirkungen der Planung, aufgrund ihrer Dimension auf Grund von 
Raumbeanspruchung, Raumbeeinflussung, über den unmittelbaren Nahbereich 
hinausgehen. 

Gemäß dem LEPro 2007 § 2 Abs. 3 wird dem Ausbau neuer Wirtschaftsfelder im 
ländlichen Raum eindeutig zugesprochen.  
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Dazu zählt die europaweite und nationale Neuausrichtung auf die Erzeugung 
regenerativer Energien (Windenergie, Solarenergie, Biomasse).  

Im Anhang 2 zum Umweltbericht des LEPro2007 wird die positive Auswirkung auf Klima 
und Luft durch die Förderung regenerativer Energien in ländlichen Räumen 
hervorgehoben. 

„Durch die Neuausrichtung der Landwirtschafts- und Energiepolitik auf europäischer 
und nationaler Ebene verschiebt sich die Bedeutung der ländlich geprägten Räume von 
der Primärproduktion von Nahrungsmitteln auf die Erzeugung regenerativer Energien 
(Windenergie, Solarenergie, Biomasse) […]“ (Begründung zu § 2 zu (3); LEPro 2007) 

Die wesentlichen Wertschöpfungspotenziale der ländlichen Räume sollen 
zukunftsweisend durch „technologische Innovationen und daran anknüpfende 
Produktionspotenziale insbesondere in den Technologiebereichen der Energie […] 
erschlossen und weiterentwickelt werden“. (Begründung zu § 2 zu (3); LEPro 2007) 

Auch gemäß dem LEP HR 2019 wird hinsichtlich der Klimaschutzziele den erneuerbaren 
Energiearten (Windenergie, Biomasse, Solarenergie) eine besondere energiesichernde, 
wirtschaftliche und klimaneutralisierende Bedeutung zugesprochen.  

Der Grundsatz 2.1 des LEP HR 2019 besagt, dass in Räumen mit starkem 
wirtschaftlichem Strukturwandel neue Wirtschaftsfelder erschlossen und entwickelt 
werden sollen. Laut des Grundsatzes 8.1 des LEP HR sollen, um die Klimaschutzziele 
der Bundesregierung zu erreichen, erneuerbare Energien besonders entwickelt und 
gefördert werden.  

Diesen Zielen und Grundsätzen der Raumordnung wird mit der Festsetzung eines 
Sondergebietes mit der Zweckbestimmung „Energiegewinnung auf Basis solarer 
Strahlungsenergie“ innerhalb des Änderungsungsbereiches entsprochen.  

Die Festlegungskarte des LEP HR stellt den Planungsraum teilweise als 
Gestaltungsraum Siedlung dar. Auf Grund der vorangegangenen Nutzung ist 
Wohnnutzung der Fläche derzeit nicht vorgesehen. Für den überwiegenden Teil des 
Änderungsbereiches werden keine Festlegungen getroffen. 

 
Abbildung 1: Auszug aus der Festlegungskarte LEP HR (Planungsraum rot markiert) 
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Die Stadt Werneuchen ist gemäß des Sachlichen Teilregionalplans „Raumstruktur 
und Grundfunktionale Schwerpunkte“ der Regionalen Planungsgemeinschaft 
Uckermark-Barmin aus dem Jahr 2020 als Grundfunktionaler Schwerpunkt definiert 
worden.  

Weitere Festlegungen der Planungsgemeinschaft liegen für den Planungsraum zum 
jetzigen Zeitpunkt nicht vor. Der in Aufstellung befindliche Integrierte Regionalplan 
beschäftigt sich mit der Steuerung der Windenergienutzung. Innerhalb der hierzu 
angefertigten „Zweckdienlichen Unterlagen“ wird zum Thema – Freiraum für den 
Bereich Werneuchen lediglich folgende Karte beigefügt. 

Der Planungsraum befindet sich außerhalb des Freiraumverbundes gemäß LEP HR und 
ebenso außerhalb des Vorranggebietes Freiraumverbund des Entwurfes des 
integrierten Regionalplans der Regionalen Planungsgemeinschaft Uckermark-Barmin. 

 
Abbildung 2: Auszug aus den zweckdienlichen Unterlagen zum Entwurf des integrierten Regionalplan der                                       

Planungsgemeinschaft Uckermark-Barmin (Änderungsbereich rot markiert) 

Die vorliegende 20. Änderung des Flächennutzungsplans der Stadt Werneuchen 
erscheint somit mit den Zielen und Grundsätzen der Raumordnung vereinbar. 

Prüfung alternativer Standorte 

Hierzu ist zunächst zu prüfen, ob sich zum derzeitigen Planungsraum augenscheinlich 
alternative Standorte aufdrängen, die aus Sicht der Stadt Werneuchen besser geeignet 
wären. Eine Null-Variante ist dabei nicht maßgebend. 

Für die Stadt Werneuchen stehen neben den wirtschaftlichen Interessen von möglichen 
Investoren oder Flächeneigentümern insbesondere die Standorteigenschaften und die 
Wirkungen von großflächigen Freiflächen-Photovoltaikanlagen auf deren Umfeld im 
Vordergrund.  
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Aus städtebaulicher Sicht eignet sich der Planungsraum auf Grund seiner 
vorangegangenen Nutzung als Sonderlandeplatz bzw. militärischer Flugplatz, einer 
geringen touristischen Qualität, der fehlenden Nutzungskonkurrenz und einem hohen 
Grad an natürlichen sichtverstellenden oder sichtverschattenden 
Landschaftselementen für die Ansiedlung von Freiflächen-Photovoltaikanlagen.  

Grundsätzlich ist zu sagen, dass Photovoltaikanlagen eine besonders effiziente Art der 
umweltverträglichen Stromerzeugung darstellen. Die Energiewende ist notwendig zur 
Vermeidung ökonomischer und politischer Abhängigkeiten in der Energieversorgung 
in allen Lebensbereichen. Eine Errichtung von PV-Anlagen auf Dachanlagen ist 
grundsätzlich zu befürworten. Jedoch sind diese oft durch Restriktionen behaftet, z.B. 
durch Eigentümerstrukturen, unzureichender Statik etc. Hinzu kommt, dass eine 
gebäudegebundene PV-Stromerzeugung kapazitätsseitig begrenzt ist.  

Aus diesem Grund ist die Errichtung von PV-Freiflächenanlagen zur Erreichung 
der bundespolitischen Zielstellungen unabdingbar. 

Windeignungsgebiete, Wald, Gewässer, Schutzgebiete, Flächen mit einer hohen 
Bedeutung für Rast- und Zugvögel, raumordnerisch festgelegte Vorranggebiete, 
Siedlungen sowie siedlungsnahe Flächen sind nach Einschätzung der Stadt nicht für 
großflächige Freiflächen-Photovoltaikanlagen geeignet.  

Schutzgebiete werden durch die Planung nicht berührt. Angrenzende Waldflächen 
werden vollständig erhalten. 

Der Vorhabenstandort erscheint durch die o.g. Gründe und die fehlende 
Nutzungskonkurrenz als geeigneter Standort für die Erzeugung solarer 
Strahlungsenergie aus. Die Stadt Werneuchen hat sich aus den o.g. Gründen bewusst 
für den in Rede stehenden Standort entschieden. 

Somit ist festzustellen, dass sich kein vermeintlich besserer Standort für die 
vorliegende Planung aufdrängt. 
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3. Entwicklungsziele der Flächennutzungsplanänderung 

Die in Rede stehende 20. Flächennutzungsplanänderung berührt ausschließlich eine 
Konversionsfläche. Mit der vorgesehenen Änderung der Darstellung des 
Flächennutzungsplans von „Flächen mit besonderer Eignung für Naturschutz und 
Landschaftspflege, die keiner Bodennutzung unterliegen“ und „Umgrenzung der 
Flächen für den Luftverkehr“ in ein sonstiges Sondergebiet werden die Flächen im Sinne 
des Entwicklungsgebotes nach § 8 Abs. 2 BauGB bauplanungsrechtlich vorbereitet, was 
eine wesentliche Grundvoraussetzung für die tatsächliche Umsetzung der 
Investitionsabsichten darstellt. 

Da der Gesetzgeber mit der Klimaschutznovelle des BauGB 2011 den Erfordernissen 
des Klimaschutzes und der Klimaanpassung als öffentlichen Belang eine 
herausgehobene Stellung eingeräumt hat, decken sich zudem die bundespolitischen 
Zielstellung mit denen der Stadt Werneuchen, wonach dem Ausbau der Erneuerbaren 
Energien zum Schutz des Klimas auch tatsächlich Raum geschaffen werden müsse. 
Einen Beitrag zur Senkung des CO2 Ausstoßes zu leisten, um damit dem Klimawandel 
entgegenzuwirken, ist elementares Ziel der Stadt Werneuchen. Mit der vorliegenden 
Flächennutzungsplanänderung werden die entsprechenden Voraussetzungen zur 
Erreichung dieses Ziels geschaffen. 

Für den Änderungsbereich der Änderung des Flächennutzungsplans der Stadt 
Werneuchen ergibt sich folgende Flächenbilanz: 

Ausweisung im Flächennutzungsplan Bestand Planung 

Flächen mit besonderer Eignung für Naturschutz und 
Landschaftspflege, die keiner Bodennutzung 
unterliegen 

31,4 ha 0 ha 

Umgrenzung der Flächen für den Luftverkehr 9 ha 0 ha 

Sonstiges Sondergebiet Photovoltaik 0 ha 40,4 ha 

 
Durch die vorangegangene militärische Nutzung des Flugplatzes besteht ein 
Verdachtsmoment bezüglich der damit verbundenen Vorbelastungen im 
Planungsraum. Voruntersuchungen der bereits auf dem Flugplatz errichteten 
Freiflächen-Photovoltaikanlagen weisen keine bodenschutzrechtlichen Hindernisse 
hin. Innerhalb des Änderungsbereiches befinden sich keine speziellen Verdachtsfälle.  

Entsprechende Vermeidungs- und Verminderungsmaßnahmen sind in der 
nachfolgenden Planungsebene festzulegen. 

Sollten während der Bauarbeiten erhebliche organoleptische Auffälligkeiten im 
Baugrund festgestellt werden, so ist gemäß Bundes-Bodenschutzgesetz die untere 
Bodenschutzbehörde zu verständigen. 
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4. Auswirkungen der Flächennutzungsplanänderung  

Unmittelbare Wirkungen auf den Natur- und Landschaftshaushalt werden mit der 
geplanten Darstellung des sonstigen Sondergebietes „Photovoltaik“ auf der Ebene des 
Flächennutzungsplans keine entfaltet. Es werden jedoch die planungsrechtlichen 
Grundlagen für die Entwicklung eines Solarparks geschaffen.    

Die geplante Sondergebietsausweisung steht in unmittelbarem Zusammenhang mit 
der Errichtung einer Anlage zur Erzeugung solarer Strahlungsenergie und deren 
Nebenanlagen. Es besteht die Möglichkeit, die schwerpunktmäßige Ermittlung 
bestimmter Umweltauswirkungen einer nachfolgenden Planungsebene zuzuordnen 
(Abschichtung). Eine angemessene und abschließende Konfliktbewältigung der zu 
erwartenden Auswirkungen ist auf der Ebene der Flächennutzungsplanung nicht 
zweckmäßig. 

Für die Betrachtungen der Umweltauswirkungen sind die mit der Aufstellung der 20. 
Änderung des Flächennutzungsplans der Stadt Werneuchen im Vernehmen mit dem 
Bebauungsplan „Flugplatz Werneuchen Ost“ geplante Flächeninanspruchnahme sowie 
die vorhersehbaren bau-, anlage- und betriebsbedingten Auswirkungen der geplanten 
sonstigen Sondergebiete auf die zu untersuchenden Schutzgüter maßgebend.  

Die Prüfung der Wirkung der geplanten Flächennutzungsplanänderung auf die 
Schutzgüter des Untersuchungsraums lässt sich aufgrund der bestehenden 
Zusammenhänge beider Bauleitplanverfahren auf die 20. Änderung des 
Flächennutzungsplans übertragen. 
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